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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß § 27 Abs. 2 des Außenwirtschafts- 
gesetzes die 


Achtundzwanzigste Verordnung 
zur Änderung der Einfuhrliste 
— Anlage zum Außenwirtschaftsgesetz — 

mit einem Vermerk. 

Die Verordnung wurde im Bundesanzeiger Nr. 240 vom 23. De- 
zember 1966 verkündet. Sie wird gleichzeitig dem Herrn Präsi- 
denten des Bundesrates zugeleitet. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für Familie und Jugend 

Dr. Heck 
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Achtundzwanzigste Verordnung 
zur Änderung der Einfuhrliste 
— Anlage zum Außenwirtschaftsgesetz — 

Vom 19. Dezember 1966 


Auf Grund des § 27 in Verbindung mit den §§ 2, 
5, 10 Abs. 2 bis 4 und § 26 Abs. 1 des Außenwirt- 
schaftsgesetzes vom 28. April 1961 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 481) verordnet die Bundesregierung: 


§ 1 

Die Einfuhrliste — Anlage zum Außenwirtschafts- 
gesetz — in der Fassung der Bekanntmachung vom 
6. Juli 1965 (Beilage zum Bundesanzeiger Nr. 130 
vom 16. Juli 1965), zuletzt geändert durch die 
Siebenundzwanzigste Verordnung zur Änderung 
der Einfuhrliste vom 28. Oktober 1966 (Bundesan- 
zeiger Nr. 205 vom 29. Oktober 1966), wird in Teil II 
(Länderlisten) und in Teil III (Warenliste) nach Maß- 
gabe der Anlage geändert. 


§ 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) in Verbindung mit § 51 Abs. 4 des 
Außenwirtschaftsgesetzes auch im Land Berlin. 


§ 3 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1967 in Kraft. 


Bonn, den 19. Dezember 1966 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Brandt 

Der Bundesminister für Wirtschaft 
Schiller 
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Anlage 

zur Achtundzwanzigsten Verordnung 
zur Änderung der Einfuhrliste 


1 . 

In Teil II (Länderlisten) werden 

1. unter „Länderliste A“ 

a) die Landbezeichnung „Kongo (Leopoldville) 
durch „Kongo (Kinshasa)'" ersetzt, 

b) hinter „Antillen, Niederländische“ die Land- 
bezeichnung „Barbados“ eingefügt, 

2. unter „Länderliste B“ 

a) hinter „Äthiopien" die Landbezeichnung 
„Botswana“ eingefügt, 

b) hinter „Guinea“ die Landbezeichnung 
„Lesotho“ eingefügt, 

c) die Landbezeichnung „Südafrika, Republik, 
einschließlich Südwestafrika, Basuto-, Bet- 
schuana-, Swasiland“ durch „Südafrika, Repu- 
blik, einschließlich Südwestafrika und Swasi- 
land" ersetzt. 


IL 

Teil III (Warenliste) wird wie folgt geändert: 

Bei den Warennummern 09 01 11, 09 01 15, 09 01 21 
und 09 01 25 wird dem Kreuz ( + ) in Spalte 4 das 
Zeichen *), bei der Warennummer 21 02 11 dem 
Kreuz ( + ) in Spalte 4 das Zeichen **) angefügt; die 
Fußnote *) am Schluß der Seite 20 und die Fußnote 
**) am Schluß der Seite 40 erhalten folgende Fassung: 

Die Einfuhr ist nur genehmigungsfrei, wenn bei der 
Einfuhrabfertigung ein Ursprungszeugnis, ein Wieder- 
dusfuhrzeugnis oder an deren Stelle ein Ersatzzeugnis 
gemäß § 35 b Abs. 2 AWV vorgelegt wird, oder wenn 
es sich um Einfuhren der in § 35 b Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 
bis 4 AWV genannten Art handelt. Im übrigen finden 
die Sonderregelungen nach § 10 Abs. 5 AWG für die 
Einfuhr ohne Einfuhrgenehmigung (s. Kap. III, 3. Tit. 
AWV) keine Anwendung. 
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Vermerk 

Betr.: Achtundzwanzigste Verordnung zur Änderung der Einfuhrliste 


I. Die Änderung der Länderlisten A und B ergeben 
sich aus der politischen Entwicklung. 

IL Der Internationale Kaffeerat hat am 6. September 

1966 beschlossen, die Einfuhr von Kaffee aus 
Ländern, die dem Internationalen Kaffee-Uber- 
einkommen 1962 nicht angehören, ab 1. Januar 

1967 zu beschränken. Die Neufassung der Fuß- 
note zu den Kaffeepositionen entspricht diesem 
Beschluß dadurch, daß nunmehr alle Einfuhren, 
die nicht von einem Ursprungszeugnis oder 
Wiederausfuhrzeugnis oder an deren Stelle von 
einem Ersatzzeugnis nach dem Internationalen 
Kaffee-Ubereinkommen 1962 begleitet sind, einer 
Genehmigung bedürfen. Genehmigungsfrei blei- 
ben Kleineinfuhren und sonstige Sonderfälle der 
Wareneinfuhr, für die auch die angeführten 
Zeugnisse gemäß § 35 b Abs. 3 Nr. 1 bis 4 AWV 
nicht vorgelegt zu werden brauchen. 

Entsprechend Artikel 45 des Übereinkommens 
darf jedes Mitgliedsland die Einfuhr von Kaffee 
aus der Gesamtheit der Nichtmitgliedsländer nur 
noch in einer Menge zulassen, die den Jahres- 
durchschnitt der Einfuhren während der letzten 
drei Jahre vor Inkrafttreten des Übereinkom- 
mens nicht übersteigt. Da die Länder Bolivien, 
Honduras und Kenia voraussichtlich bis Ende 
des Jahres 1966 dem Abkommen beitreten wer- 
den, wird die neue Beschränkung sich nur auf 
eine verhältnismäßig geringfügige Menge er- 
strecken, nämlich auf etwa 4 850 Sack. 
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